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Gesundheit

Lärmaktionspläne

Der richtige Weg gegen den Krach
Lärmaktionspläne sind ein zentrales Instrument des Lärmschutzes vor Ort. In Baden-Württemberg sind zum Beispiel annä-
hernd 600 Städte und Gemeinden dazu verpflichtet, einen Lärmaktionsplan für Hauptverkehrsstraßen zu erstellen. Was es 
braucht, damit am Ende auch tatsächlich weniger Dezibel die Ohren belasten, verrät unser Autor.

 > Thomas Marwein

-
richtshof Baden-Württemberg mit ei-
nem Urteil die Handlungsspielräume 
der Städte und Gemeinden bei der Lärm-
a tionsplanung ausge eitet  as er-
kehrsministerium des Landes hat die-
se aktuelle Entwicklung aufgegriffen 
und seinen sogenannten Kooperations-
erlass  Lärmaktionsplanung  überarbei-
tet. Kommunen bekommen einen Leit-
faden an die Hand, der wichtige Fragen 
beantwortet: Was macht einen erfolgrei-
chen und guten Lärmaktionsplan eigent-
lich aus  Welche orhaben helfen tat-
sächlich? Und wie kann ich sichergehen, 
dass die Ideen aus meinem Lärmaktions-
plan auch umgesetzt werden?

Der rechtliche Rahmen
er erwaltungsgerichtshof hat mit sei-

nem Urteil zur Bindungswirkung von 
Lärmaktionsplänen2 zunächst einmal 
klargestellt, dass Städte und Gemeinden 
das Heft des Handelns in der Hand ha-
ben. amit geht eine gestiegene erant-
wortung einher, denn Maßnahmen kom-
men nur in Betracht, wenn das einschlä-
gige Fachrecht sie zulässt und das Für 
und Wider in allen Aspekten abgewogen 
wurde. So dürfen beispielsweise erbes-
serungen an der einen Stelle nicht zu un-
zumutbaren erschlechterungen an an-
derer Stelle führen. Eine möglichst früh-
zeitige Mitwirkung aller Beteiligten und 
der Öffentlichkeit ist daher für eine er-
folgreiche Lärmaktionsplanung beson-
ders wichtig. So wird sichergestellt, dass 
die Kenntnisse und Bedürfnisse der Be-
völkerung einbezogen sind und die Um-
setzung zügig erfolgt.

Auch die Gegebenheiten vor Ort spie-
len eine große Rolle: Selten führt eine 
einzelne Maßnahme zu einer deutlichen 

erbesserung. ie Kommunen sollten 
den Lärmschutz daher als Pakete ver-
schiedener orhaben betrachten.

Weniger Straßenlärm,  
aber nicht nur
Typisch im Straßenbau sind zum Bei-
spiel der Einsatz von lärmarmem As-
phalt, Lärmschutzwänden und Schall-
schutzfenstern. Tempo 30 in Ortsdurch-
fahrten senkt die Schallemissionen ver-
gleichsweise schnell und kostengüns-
tig. oraussetzung ist nach Paragraf  
Absatz  Straßenverkehrsordnung al-
lerdings, dass aufgrund der besonderen 
örtlichen erhältnisse eine Gefahrenla-
ge besteht. Geschwindigkeitsbegrenzun-
gen kommen insbesondere bei Lärmpe-
geln über 70 Dezibel  – dB(A), um ge-
nau zu sein – tags und 60 Dezibel nachts 
in Betracht. Im Rahmen der Lärmakti-
onsplanung kann man hier aber noch et-
was weiter gehen: Bei der sogenannten 
Ermessensausübung wird berücksichtigt, 
dass laut Forschung Werte ab 65 Dezi-
bel am Tag und 55 Dezibel in der Nacht 
im gesundheitskritischen Bereich liegen.

Lärmaktionspläne aber nur als Tem-
po-30-Kampagnen zu verstehen, grif-
fe zu kurz. Für ruhige und sichere Orts-
mitten kann die Kommune den gesam-
ten Straßenraum umgestalten, etwa mit 
mehr Platz für Fuß- und Radverkehr. 
Steigt die allgemeine Aufenthaltsqua-
lität, wird auch die Straße als weniger 
störend wahrgenommen. Angriffspunkt 

kann auch die Architektur der umliegen-
den Gebäude sein.3 Es geht außerdem 
darum, ruhige Gebiete vor einer Zunah-
me von Lärm zu schützen. Der Koopera-
tionserlass emp ehlt Kommunen daher, 
ihre Lärmkartierung zu ergänzen und 
beispielsweise durch eine räumlich dif-
ferenzierte Betroffenheitsanalyse zu ver-
feinern. Wie könnte sich der erkehr in 
Zukunft verlagern? Wo gibt es mehrere 
Lärmquellen – nicht nur von den Stra-
ßen –, die sich überlagern? Industriege-
biete sind notorisch stark belastet.

Schlüsselbegriff Kooperation
Mitunter sehen Kommunen die Lärmak-
tionsplanung als reine P ichtübung. Da-
bei gibt es gerade hier die Möglichkeit, 
größer zu denken und über die eigenen 
Gemeindegrenzen hinaus einen Gewinn 
an Lebensqualität zu erreichen. Ein gu-
tes Beispiel für solche interkommunale 
Planung ist das Modellprojekt zur Ge-
samtlärmbetrachtung, welches die Ge-
meinden Eislingen, Salach und Süßen 
im Filstal 20 3 bis 20 5 durchführten.4 
or- und Nachteile einzelner Idee wur-

den einvernehmlich abgewogen. Das 
reduziert die Kosten der Lärmaktions-
planung gegenüber Alleingängen. Rund 
75 Hinweise zu Problembereichen ka-

men aus der Bevölkerung über eine ei-
gens eingerichtete Webseite. Unter an-
derem auf dieser Grundlage erarbeiteten 
die Modellgemeinden mit allen Straßen-
baulastträgern und zuständigen Straßen-
verkehrsbehörden eine umfangreiche 
Liste. Am Ende des Projekts stand eine 
Lärmsanierungsvereinbarung mit rund 
60 lärmmindernden Maßnahmen.
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Die Gesetzeslage muss  
weiter verbessert werden
Nach wie vor gibt es erbesserungsbe-
darf. or allem die Grenzwerte sind im-
mer noch zu hoch angesetzt. Die Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) hat im 
Oktober 20  die Leitlinien für Um-
gebungslärm für die europäische Regi-
on“ veröffentlicht. Sowohl in den maß-
geblichen orschriften für die Bekämp-
fung des erkehrslärms von Straßen und 
Schienenwegen, als auch in den höchst-
richterlichen Urteilen dazu, liegt die 
Schwelle zur lärmbedingten Gesund-
heitsgefährdung etwa 5 Dezibel höher 
als in den Empfehlungen der WHO. Die 
seit Jahrzehnten immer wieder herange-
zogenen Schwellenwerte von 70 Dezi-
bel am Tag und 60 Dezibel in der Nacht 
sind nach Erkenntnissen der Lärmwir-
kungsforschung überholt. 

Deshalb haben wir im Februar 20  
ExpertInnen zu einem Fachgespräch 
eingeladen. Wir wollten klären, auf 

welchem Weg wir eine gesundheits-
verträgliche Lautstärke am besten er-
reichen. Die LärmwirkungsforscherIn-
nen sehen einen erheblichen Nachbes-
serungsbedarf: In einem ersten Schritt 
sollte die Schwelle um fünf Dezibel 
auf 65 Dezibel am Tage und 55 De-
zibel in der Nacht abgesenkt werden. 
Nach einer Modellrechnung können 
diese fünf Dezibel das Risiko schwerer 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen um bis 
zu 5 Prozent senken. Läge der nächtli-
che erkehrslärm konsequent unter 55 
Dezibel, dann würden in einem Bun-
desland von der Größe Baden-Würt-
tembergs viele tausend Menschen we-
niger an starken Schlafstörungen leiden. 
Besonders pro tieren jene, die bereits 
stark durch Straßen- und Schienenlärm 
belastet sind.

Diese Ergebnisse des Fachgesprächs ha-
ben die ExpertInnen der Lärmwirkungs-
forschung in einer gemeinsamen Er-
klärung („Memorandum of Understan-
ding“)5 festgehalten. Sie gilt es nun in 

eine aktive Politik für Lärmschutz zu 
überführen.
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